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Von einer politischen Lö-
sung für Afghanistan, einem 
„Ausgleich mit der Insur-

genz“, wie ihn die Bundesregierung 
vor der großangelegten Petersberg-
Konferenz im vergangenen Dezem-
ber postulierte, ist seit geraumer Zeit 
keine Rede mehr. Gesprächskontakte 
mit den Taliban, die sogar zu einem 
Taliban-Büro in Katar führen sollten, 
sind an der fehlenden Bereitschaft der 
USA zu einem Gefangenenaustausch 
gescheitert.

Bürgerkriegsrisiko: Arbeitslose 
Soldaten und Milizen

Ein Ende des Krieges scheint für die 
NATO derzeit nicht in Sicht. Nur: 
Kämpfen und sterben sollen künf-
tig die afghanischen Soldaten. Der 
Westen liefert dafür die Waffen und 
zahlt. Dort wo die USA selbst zur 
Waffe greifen, soll das künftig vor 
allem durch Drohnen geschehen, 
ferngesteuert, lautlos, tödlich, ohne 
eigene menschliche Verluste. 

Doch auch das ist nur ein Teil der 
Wahrheit. Wie Afghanistans Vertei-
digungsminister, General Abdul Ra-
him Wardak, laut New York Times vom 
10. April bekannt gab, wird die af-
ghanische Armee bis Ende 2014 von 
352.000 Mann (Planzahl für Ende 
2012) auf rund 230.000 Ende 2014 
reduziert! Der Grund: In Washing-
ton wird absehbar das Geld für den 
Afghanistan-Einsatz knapp. Die Fol-
gen sind absehbar: Womit sollen die 
Entlassenen ihren Lebensunterhalt 
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Der Beschluss des NATO-Gipfels zum Ende des Afghanistan-Krieges erscheint auf den 
ersten Blick klar: Im Sommer 2013 übergibt die Internationale Schutztruppe ISAF die 
Kontrolle über alle Regionen Afghanistans an die lokalen Sicherheitskräfte und späte-
stens am 31. Dezember 2014 ist die NATO-Mission zu Ende: Die internationalen Trup-
pen ziehen ab (s. auch „Afghanistan im Überblick“ in diesem Heft). Doch dann soll es 
weiter gehen: Die NATO plant eine zweite Afghanistan-Mission ab 2015. Dann soll eine 
Trainings- und Ausbildungsmission starten, ohne Kampftruppen, aber doch mit Solda-
ten, die zumindest soweit kämpfen können, um die Ausbilder zu beschützen. Von bis 
zu 1000 Bundeswehr-Soldaten ist da die Rede, immerhin ein Fünftel des derzeitigen 
Afghanistan-Kontingentes. Wenn Afghanistan nicht zu einem failed state und damit 
zu einem finanziellen Fass ohne Boden werden soll, dann ist jetzt eine europäische 
Gesprächsinitiative nötig. Deutschland, Frankreich und Großbritannien sind dabei als 
Erste gefragt.

rangige Friedensvermittler Arsala Rahmani in der 
Hauptstadt Kabul auf offener Straße erschossen. 
Rahmani, ein früherer Minister unter der Taliban-
Regierung, galt als wichtige Stütze für mögliche 
Friedensverhandlungen zwischen der Regierung und 
den aufständischen Taliban. Rahmani war Mitglied 
des afghanischen Senats und auch Mitglied des vom 
Präsident Karsai einberufenen Friedensrates. Er ist 
bereits der zweite wichtige Friedensvermittler, der 
einem Anschlag zum Opfer fällt. Im vergangenen 
Jahr wurde der damalige Chef des Friedensrates, 
Burhanuddin Rabbani, von einem Selbstmordatten-
täter getötet.

Neuer Vorsitzender des Friedenrates ernannt

Afghanistans Regierung hat Salahuddin Rabbani zum 
neuen Vorsitzenden des Friedensrates bestimmt. Der 
Sohn des ermordeten Politikers Burhanuddin Rabbani 
übernimmt damit das Amt seines Vaters, der im Septem-
ber 2011 in seinem eigenen Haus in Kabul ermordet wur-
de. Aufgabe des Friedensrates ist es, eine Aussöhnung mit 
den aufständischen Taliban zu suchen. Salahuddin Rab-
bani war zuvor Botschafter Afghanistans in der Türkei. Er 
ist Vorsitzender der Jamiat-e-Islami-Partei, die sein Vater 
von 1968 bis zu seinem Tode 2011 führte. Der Attentäter 
hatte sich als Friedensvermittler der Taliban ausgegeben.
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bestreiten, wenn nicht mit dem, was 
sie gelernt haben: zu kämpfen und zu 
töten? Ähnlich wird es den Angehö-
rigen der Milizen gehen, die derzeit 
allüberall aus dem Boden gestampft 
werden – auch im Einsatzbereich der 
Bundeswehr. Viele von ihnen hatten, 
wie die FAZ am 11.2.2012 berichte-
te, bei den Taliban gekämpft, bis die 
NATO besser zahlte. Bleibt künftig 
das Geld aus, werden wohl neue Auf-
traggeber gesucht.

Dieses Vorgehen der NATO führt 
absehbar in die Richtung eines failed 
state Afghanistan, ein Chaos sich un-
tereinander bekämpfender Söldner-
truppen und Regierungseinheiten. 
Stabilität kann so nicht erreicht wer-
den.

Für eine politische Lösung 
müssen die Konfliktparteien 
an einen Tisch 

Eine politische Lösung sieht anders 
aus! Dazu müssen die Konfliktpar-
teien an einen Tisch und miteinander 
reden, statt aufeinander zu schießen. 
Sicher, da gibt es Widerstände, nicht 
jeder will mit jedem reden. Auch die 

Taliban haben erklärt, dass sie nicht 
mit den USA und der Regierung Kar-
sai an einem Tisch sitzen wollen.

Wer Stabilität in Afghanistan errei-
chen will, der muss nach dem von 
niemandem zu gewinnenden Krieg 
eine politische Friedenslösung un-
terstützen. Dazu müssen ernsthafte 
Gespräche mit den Taliban in Gang 
kommen! Wenn die USA und die Ta-
liban derzeit nicht miteinander spre-
chen wollen oder können, dann müs-
sen es die Europäer mit den Taliban 
tun! Wenn ein Gesprächsprozess erst 
einmal begonnen hat und sich erste 
positive Ergebnisse abzeichnen, dann 
können die USA dazu kommen. Denn 
eines wissen auch die Taliban: Ohne 
eine Einbeziehung der USA wird es 
keinen Frieden geben. 

Übergangsregierung kann  
verschiedene Flügel in  
Afghanistan zusammenbinden

Schwieriger erscheint dagegen eine 
Einbeziehung der Karsai-Regierung. 
Diese ist dermaßen mit Wahlfäl-
schungs- und Korruptionsskandalen 
behaftet, dass sie über die Taliban-

Sympathisanten hinaus von vie-
len Afghanen nicht mehr als ernst-
hafter Gesprächspartner akzeptiert 
wird. Da hilft nur eine Übergangsre-
gierung, die die verschiedenen politi-
schen, ethnischen und religiösen Flü-
gel in Afghanistan zusammenbindet. 
Für viele Regierungsverantwortliche 
im Westen erscheint eine Übergangs-
regierung in Afghanistan undenk-
bar. „Karsai ist gewählt“ und „Karsai 
ist unser Verbündeter“ heißt es dort. 
Überzeugend ist das nicht. In Italien 
und Griechenland mussten demokra-
tisch (und ohne Wahlfälschungen) 
gewählte Regierungen sehr schnell 
Übergangsregierungen Platz machen, 
als es darum ging, den Euro zu retten. 

Eine europäische Gesprächs-
initiative ist nötig

Wenn Afghanistan nicht zu einem 
failed state und damit zu einem finan-
ziellen Fass ohne Boden werden soll, 
dann ist jetzt eine europäische Ge-
sprächsinitiative nötig. Deutschland, 
Frankreich und Großbritannien sind 
dabei als Erste gefragt, aber vielleicht 
kann auch ein kleineres Land einen 
ersten Vorstoß machen.

Deutschland hat Mitte Mai in einem 
Freundschaftsvertrag mit Afgha-
nistan nicht zuletzt sein Interesse an 
afghanischen Rohstoffen bekundet. 
Nach elf Jahren verlorenen Krieges 
dürfte aber klar sein: Diese Rohstoffe 
werden nur unter Friedensbedin-
gungen erschlossen, gefördert und 
transportiert werden können! Auch 
wer in Kategorien von Geld und Roh-
stoffen denkt, sollte ein Interesse an 
einer schnellen Friedenslösung ha-
ben. Es gibt dazu keine sinnvolle Al-
ternative!
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